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Standards wir im Umwelt- und
Verbraucherschutz anstreben, sie
dürfen nicht zu weiteren Wettbe-
werbsverzerrungen führen.
Fazit
Fazit: Die moderne Landwirt-
schaft muss nachhaltig sein. Das
bedeutet, sie muss gleichermaßen
ökologische und ökonomische so-
wie soziale Aspekte verbinden.
Wenn es uns gelingt, durch eine
Agrarwende diese Kriterien in Ein-
klang zu bringen, müssen wir uns
um die Zukunft der Landwirtschaft
keine Sorgen machen. Wir sollten je-
doch nicht der Illusion erliegen, mit
einer Erhöhung der Umweltstan-
dards und einem Ausbau des ökolo-
gischen Landbaus hätten wir die
Rindererkrankung BSE im Griff.
Michael Schmitz
Mehr Rationalität in der Agrarpolitik
N
ach dem Auftreten der ersten
BSE-Fälle auch bei deutschen
Rindern haben führende" Politiker
der Koalition eine Wende in der
Agrarpolitik angekündigt. Allen
voran der Bundeskanzler hat die
Abkehr von der industriellen Land-
wirtschaft gefordert. ,Mit der Mas-
sentierhaltung und den Agrarfabri-
ken müsse es ein Ende haben. Der
ökologische Landbau solle das
neue Leitbild für die Zukunft der
Landwirtschaft sein. Diese durch-
aus heftige Politikreaktion hat aus
mehreren Gründen Verwunderung
ausgelöst, und viele Kenner der
Agrarbrariche fragen sich, was
diese Ankündigung konkret be-
deutet und wie sie umgesetzt wer-
den soll. In die Verwunderung
mischt sich aber auch Sorge über
diesen neuen Kurs der Agrarpoli-
tik, der sich offensichtlich gegen
die große Mehrheit der Landwirte
richtet.
Zunächst bleibt völlig unklar,
was unter einer industriellen Land-
wirtschaft zu verstehen ist und ab
welcher Bestandsgröße von Mas-
sentierhaltung gesprochen werden
kann. Die deutsche Landwirtschaft
ist im Vergleich zu den europäi-
schen Partnern eher kleinstruktu-
riert und die Unternehmen werden
in der Regel als mittelständisch
geprägte Familienbetriebe geführt.
Selbst dort, wo andere Arbeitsver-
fassungen bzw. Rechtsformen gel-
ten und die Betriebe größere Be-
stände und Flächen bewirtschaf-
ten (z.B. in Nord- und Ostdeutsch-
land) bleibt der mittelständische
Charakter erhalten. Dass gleich-
wohl alle landwirtschaftlichen Be-
triebsleiter zunehmend als Unter-
nehmer denken müssen, ist inzwi-
schen unumstritten und für die
Sicherung der Wettbewerbsfähig-
keit und damit der Zukunftsfähig-
keit der deutschen Landwirtschaft
dringend erforderlich.
Auch der Begriff der Massen-
tierhaltung erweist sich bei nähe-
rem Hinsehen als wenig präzise
und sogar irreführend. Gemeint ist
offensichtlich eine Abkehr von
nicht Tierart gerechten Haltungs-
formen, die der Gesundheit und
dem Wohlbefinden der Tiere ab-
träglich sind. Solche Haltungsfor-
men kann es nun aber in großen
und kleinen Beständen geben. Vie-
les spricht sogar dafür, dass Tiere
in großen Beständen bessere Hal-
tungsbedingungen vorfinden. Wo
dies nicht der Fall ist, sollten ge-
setzliche Regelungen nachhelfen.
Die Verwunderung bei den Bau-
ern über die Politikreaktion ist aber
auch deshalb besonders groß, weil
der Bundeskanzler ihnen noch vor
kurzem auf dem Bauerntag in
Cottbus empfohlen hatte, sich
mehr als bisher unternehmerisch
zu verhalten, die Wettbewerbs-
fähigkeit zu steigern - was häufig
nur über Bestandsvergrößerungen
und größere Feldstücke möglich
ist - und sich an den internationa-
len Märkten zu orientieren. Das
steht in krassem Widerspruch zur
angekündigten Wende in der
Agrarpolitik, die sich nach der Re-
gierungserklärung, von Ministerin
Künast und einem internen Papier
des Bundeskanzleramts nun klarer
abzeichnet. Dort ist von der Ab-
kehr vom Weltmarkt, der Stärkung
regionaler Strukturen und der Bo-
denbindung der Tierhaltung die
Rede. Im Klartext heißt dies, dass
die deutsche Landwirtschaft ge-
gen den internationalen Trend auf
Arbeitsteilung mit vor- und nach-
gelagerten Wirtschaftspartnern in
der Nahrungskette und mit ande-
ren Regionen verzichten soll. Der
Zukauf moderner Betriebsmittel
und die überregionale Vermark-
tung sollen also zukünftig er-
schwert werden. Die Landwirte
fragen sich zu Recht, wie sie bei
prinzipiell offenen Grenzen eine
solche Neuausrichtung finanziell
verkraften sollen, wenn die auslän-




Ansetzen bei den Ursachen
Schließlich muss auch verwun-
dern, warum neben den Sofort-
maßnahmen zur Bekämpfung der
BSE-Krise überhaupt eine Wende
in der Agrarpolitik bzw. eine völlig
andere Landbewirtschaftung nötig
sein soll. Eine sachgerechte Prob-
lemlösung erfordert das Ansetzen
bei den Ursachen der Krise. Der
bisherige Kenntnisstand über das
Entstehen und die Verbreitung von
BSE ist leider noch unbefriedi-
gend. Einiges spricht aber dafür,
dass die Krankheit durch belaste-
tes Futter übertragen wird. Bereits
1994 wurde deshalb EU-weit ein
Verbot der Verfütterung von Tier-
mehl an Wiederkäuer erlassen.
Dies ist offensichtlich nicht durch-
gängig eingehalten worden. Fest-
zustellen bleibt demnach, dass die
Einhaltung der Gesetze nicht
streng genug kontrolliert worden
ist und die Strafen für Zuwider-
handlung möglicherweise zu ge-
ring waren.
Es liegt also klassisches Po-
litikversagen vor, dass einige
schwarze Schafe der Futtermittel-
branche dann prompt missbraucht
haben. Ganz und gar nichts hat
das Auftreten von BSE-Fällen mit
der Frage zu tun, ob konventionell
oder ökologisch gewirtschaftet
oder ob in großen bzw. kleinen
Tierbeständen Fleisch produziert
wird. So sind die deutschen BSE-
Erkrankungen eher in kleinen und
mittelgroßen Beständen aufgetre-
ten, und in den Nachbarländern
sind Fälle von BSE in ökologischen
Betrieben bekannt. Auch in
Deutschland ist dies prinzipiell
nicht auszuschließen, weil auch in
ökologisch wirtschaftenden Betrie-
ben mitunter Futter zugekauft wird
und bis vor kurzem Blutmehl als or-
ganischer Dünger verwendet wer-
den durfte. Aus diesem Sachver-
halt lässt sich deshalb eine Abkehr
von der konventionellen Landwirt-
schaft und eine Hinwendung zum
Leitbild des ökologischen Land-
baues logisch nicht ableiten.
Im Übrigen ist auch der Begriff
„konventionell" irreführend, weil er
suggeriert, neuere Erkenntnisse ei-
ner umweltschonenden nachhalti-
gen Landbewirtschaftung hätten
noch keinen Eingang in die Betrie-
be gefunden. Tatsächlich unterlie-
gen die modernen Betriebsmittel
strengen Zulassungsbedingungen
und Umwelt- bzw. Gesundheits-
auflagen, und es stehen neue
Technologien zur Verfügung (Präzi-
sionsackerbau, Reinigungstechni-
ken, EDV-gestützter Betriebs- und
Futtermitteleinsatz, bodenscho-
nende Landmaschinen, moderne
Stallhaltung) oder sind in der Ent-
wicklung (biotechnologisch verän-




nend, mitunter sogar umwelt-
freundlicher produzieren als Exten-
sivbetriebe oder ökologisch wirt-
schaftende Betriebe.
Das liegt einfach daran, dass
letzteren per se die Umweltver-
träglichkeit zugesprochen wird
und sich die Kontrollvorschriften'
eher auf Handlungen als auf Fol-
gewirkungen beziehen. Das Auf-
treten von Krebs auslösenden
Mykotoxinen bei Verzicht auf eine
wirksame Pilzbekämpfung ist nur
ein Beispiel dafür. Oder der Einsatz
des Schwermetalls Kupfer zur
Pilzbekämpfung im ökologischen
Weinbau ist ein weiteres Beispiel.
Die Schlussfolgerung daraus
kann nur lauten, dass Landbewirt-
schaftung grundsätzlich einen Ein-
griff in die Natur darstellt, von dem
Gefahren ausgehen können. Un-
abhängig von der Bewirtschaf-
tungsform ist deshalb auf die Um-
welt- und Gesundheitsverträglich-
keit der Produktion und Distributi-
on der Nahrungsgüter zu achten.
Dabei sollten die neuesten Er-
kenntnisse einer nachhaltigen Pro-
duktionsweise und die modern-
sten Technologien ausgenutzt
werden.
Veränderungen auf vier Ebenen
Nach den ersten Wochen des
Rätselratens, wie denn eine Wen-
de in der Agrarpolitik aussehen
könnte, sind in der Regierungser-
klärung von Ministerin Künast und
in dem zitierten Kanzleramtspapier
die Konturen nun deutlicher ge-
worden. Danach zeichnen sich
Veränderungen auf vier Ebenen
ab:




und des Küstenschutzes dazu ge-
nutzt werden, die landwirtschaft-
liche Kreislaufwirtschaft (Abkehr
von der Arbeitsteilung) und die
regionalen Strukturen zu stärken.
In der Diskussion sind auch ein
Verbot der grünen Gentechnik, die
Begrenzung des Stickstoffüber-
schusses, Viehbestandsobergren-
zen und die Verschärfung der Be-
dingungen für eine gute fachliche
Praxis.
D Zweitens soll im Rahmen der
EU-Agrarpolitik* darauf hingewirkt
werden, die Prämienzahlungen an
Landwirte an strenge Umweltauf-
lagen zu binden und sie für größe-
re und leistungsfähigere Betriebe
zu kürzen (Stichworte: Cross
Compliance und Modulation der
Prämien).
D Drittens sollen im Rahmen der
internationalen Agrarpolitik soziale
und ökologische Mindeststan-
dards bei der Produktion dafür
sorgen, dass Importe den gleichen
Bedingungen unterliegen wie hei-
mische Produkte.
D Viertens soll schließlich eine
100 Millionen DM schwere Kam-
pagne der Bundesregierung gegen
den unbedachten Massenkonsum
gestartet werden, die auf Änderun-
gen des Konsumentenverhaltens
und der Eßgewohnheiten abzielen
und sich auch gegen Fast Food
und Fertigprodukte wenden soll.
Für eine solche Wende in der
Agrarpolitik wird die Landwirt-
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schaft in drei Gruppen eingeteilt.
Die gewerbliche, intensiv betriebe-
ne Landwirtschaft soll in Zukunft
ohne Subventionen auskommen
und gegebenenfalls für den Welt-
markt produzieren. Die multifunk-
tionale Landwirtschaft produziert
vornehmlich für die Region und er-
hält eine Basisprämie für die Ein-
haltung von Mindeststandards,
und die ökologische Landwirt-
schaft wird zur Schwerpunktauf-
gabe der Förderung. Eine Spal-
tung der Landwirtschaft wäre
demnach vorprogrammiert.
In welchem Umfang sich diese
skizzierte Politik umsetzen lässt,
hängt maßgeblich von den Spiel-
räumen ab, die uns die internatio-
nalen und europäischen Partner
lassen, und von den Finanzmitteln,
die für die Umorientierung aufge-
wendet werden. Da das Geld in
den öffentlichen Kassen knapp ist
und die Bereitschaft der Handels-
partner gering zu sein scheint, auf
die neue deutsche agrarpolitische
Linie einzuschwenken, ist zu-
nächst noch eine gewisse Gelas-
senheit geboten. Landwirte sollten
sich deshalb nach wie vor unter-
nehmerisch verhalten, auf neues
Wissen und neue Technologien
setzen und das Nachhaltigkeits-
sprinzip verfolgen.
Weitreichende Folgen
Sollte es hingegen zu einer voll-
en Umsetzung der Ankündigungen
kommen, sind schwere Bedenken
anzumelden. Diese sind im Fol-
genden zu präzisieren. Jede Form
des nationalen Alleingangs hat
weitreichende Folgen für die Wett-
bewerbsfähigkeit der deutschen
Landwirtschaft. Das gilt nicht nur
für die bereits ergriffenen und noch
geplanten Sofortmaßnahmen, son-
dern vor allem für die agrarpoliti-





Betriebsmittel führen zu drasti-
schen Einkommenseinbußen, die
kaum über Prämienzahlungen für
ökologische Leistungen ausgegli-
chen werden können. Zudem
scheint die ökologische Treff-
sicherheit der vorgeschlagenen
Maßnahmen gering zu sein. Infor-
mation, Beratung sowie der Ein-
satz moderner Betriebsmittel und
neuer Technologien können sehr
viel zielgenauer und mit geringeren
Kosten die Umweltprobleme lö-
sen. .
Es erscheint wenig realistisch,
die Verbraucher mit Hilfe einer
Kampagne gegen die ökonomi-
schen Sachzwänge zu einer Ab-
kehr von ihren Ess- und Kaufge-
wohnheiten veranlassen zu wollen.
Ökologische Produkte sind nun
einmal teurer als konventionelle,
arbeitsteilig hergestellte und ver-
triebene Nahrungsmittel, und der
Trend zu Fast Food und Fertigge-
richten ist Ausdruck der Knappheit
der Zeit in den Haushalten. Der
Umstieg auf teurere Nahrungsmit-
tel aus dem Ökolandbau und die'
Abkehr von Fast Food und Fertig-
gerichten würde gerade die ein-
kommensschwächeren Haushalte
treffen, in denen beide Partner be-
rufstätig sind. Wenn die Zahlungs-
bereitschaft der Verbraucher
schließlich nicht ausreichen sollte,
die teureren Ökoprodukte zu finan-
zieren, hätte zudem der Staat die
Kosten zu tragen. Subventionen
würden dann nicht abgebaut, son-
dern lediglich umverteilt.
Dem Verbraucherschutz ist am
besten gedient, wenn die Staats-
tätigkeit auf die unverzichtbaren
hoheitlichen Aufgaben konzentriert
wird. Der Staat hat sich im Rah-
men der Agrarpolitik aus dem un-
mittelbaren Geschehen auf den
Märkten und in den Betrieben
zurückzuziehen. Mengensteue-
rungspolitiken (z.B. Produktions-
quoten) und staatliche Preisfixie-
rungen haben in einer sozialen
Marktwirtschaft keinen Platz. Inso-
fern war die bisherige Agrarpolitik
mit einer stärkeren Marktorientie-
rung, wenn auch sehr langsam,
auf dem richtigen Weg. Marktori-
entierung heißt im Grunde Ver-
braucherorientierung. Solange
aber der Staat die Preise setzt und
durch Prämien und Quoten die
Produktion lenkt, können Verbrau-
cher keine Preissignale aussenden
und die Erzeuger können sich
nicht oder nur schwer anpassen.
Wenn bisher Masse statt Klasse
produziert worden ist, dann lag
das weder am Verbraucher noch
am Erzeuger, sondern vor allem
am staatlichen Regelsystem, das




Das Fazit aus diesen Überlegun-
gen kann deshalb nur lauten: Wir
brauchen eine moderne, leistungs-
fähige und unternehmerisch den-
kende Landwirtschaft, die auf Ar-
beitsteilung und Kooperation mit
den Partnern in der gesamten Nah-
rungskette setzt und sich offen ge-
genüber europäischen und interna-
tionalen Märkten zeigt. Ob dabei
ökologisch oder „konventionell"
gewirtschaftet bzw. regional oder
überregional vermarktet wird, ent-
scheiden die Unternehmen selbst.
Dem Staat fehlen hierzu die not-
wendigen Informationen. Er sollte
deshalb auch nicht diskriminierend
eingreifen. Beschäftigungs-, regio-
nal- und umweltpolitische Ziele
sind sowieso nicht mit agrarpoliti-
schen Mitteln effizient zu erfüllen.
Der Verbraucher schließlich bedarf
nicht der staatlichen Bevormun-
dung und Erziehung. Er kann
selbst besser einschätzen, was
seine Präferenzen sind, wie viel
Geld er für Nahrung ausgeben
kann und woher die Güter kommen
sollen. Er hat zu Recht einen An-
spruch auf qualitativ hochwertige,
gesundheitlich unbedenkliche und
preiswerte Nahrungsmittel. Bei ei-
ner Abkehr von einer modernen,
arbeitsteiligen Landwirtschaft ist
dieser Anspruch nicht zu erfüllen.
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